
 
 

Regierungsratsbeschluss vom 24. August 2004 

 

 Nr. 2004/1753   

Änderung der Allgemeinen Landwirtschaftsverordnung (ALV) vom 23. Januar 1996 

  

1. Erwägungen 

Die Revision umfasst in erster Linie die Anpassungen an das in der Agrarpolitik 2002 (AP 2002) 

revidierte Bundesrecht und erfolgt in Koordination zu den Änderungen des kantonalen Landwirt-

schaftsgesetzes (LwG SO) vom 5. November 2003. Hauptinhalt der Revision bilden die Änderun-

gen in den Kapiteln IV. (Produktion, Vermarktung und Einkommenssicherung) und V. (Tierzucht 

und Viehabsatz). Weiter wurden, aufgrund der bisherigen Erfahrungen im Vollzug, geringfügige An-

passungen im Bereich Boden- und Pachtrecht (§§ 9 – 19) sowie beim Vollzug der Direktzahlun-

gen (§§ 33 – 36) vorgenommen. 

Neu in dieser Verordnung ist der Abschnitt über das Mehrjahresprogramm Landwirtschaft  

(§ 37 – 47), wobei der Vollzug als Folge von WOV und Globalbudgetierung (neuer § 27bis des 

LwG SO) in die Kompetenz des Amtes für Landwirtschaft gelegt wird und die Berichterstattung zu 

Handen des Regierungsrates neu im Rahmen des Controllings für das Globalbudget vorgesehen ist. 

Dadurch kann der Ablauf erheblich vereinfacht und beschleunigt werden. Es wurden die Regelungen 

aus der bisherigen Vollzugsverordnung zur Beitragsverordnung zum Kantonalen Landwirtschaftsgesetz 

(VBVL; BGS 921.14) übernommen und die breit abgestützte Begleitgruppe bleibt als beratendes 

Organ mit den bisherigen Funktionen bestehen. Die VBVL wird mit Inkrafttreten der revidierten ALV 

aufgehoben. 

Wesentliche Änderungen erfährt auch das Kapitel Tierzucht und Viehabsatz (§ 56 – 67) indem 

aufgrund der neuen Bundesgesetzgebung der Bund die meisten Aufgaben übernimmt und die Kanto-

ne lediglich bei der Finanzierung noch mitbeteiligt sind. 

Durch den Einschub des Kapitels über das Mehrjahresprogramm Landwirtschaft und die Aufhebung 

der meisten Regelungen im Bereich Tierzucht und Viehabsatz kommt es ab § 33 zu einer neuen 

Nummerierung von zumeist bestehenden Regelungen. Zudem können die überzähligen Paragraphen 

ab § 69 aufgehoben werden. 

2. Erläuterungen zu einzelnen Paragraphen 

 

§§ 9 – 19 bäuerliches Bodenrecht 

Vereinzelte redaktionelle Anpassungen und Präzisierungen aufgrund der bisherigen Vollzugserfahrungen. 

 

§§ 33 – 36 Vollzug Direktzahlungen, kantonale Zentralstelle 
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Die bisher im Bundesrecht genannte Kantonale Zentralstelle für Ackerbau wurde mit der AP 2002 

aufgehoben. Dadurch verschieben sich die bisherigen § 35 – 37. In Anlehnung an WOV wird zu-

dem die Kompetenz für das Abschliessen von Leistungsaufträgen für den Vollzug von agrarpolitischen 

Massnahmen im neuen § 33 an das Amt für Landwirtschaft delegiert. 
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§§ 37 – 47 Mehrjahresprogramm Landwirtschaft 

Wie bereits unter Ziff.1, Erwägungen, erläutert wird als Folge von WOV die Durchführung des 

Mehrjahresprogrammes Landwirtschaft vollständig in die Kompetenz des Amtes für Landwirtschaft ge-

legt. Dabei werden sowohl die Spielregeln (Übernahme aus der bisherigen VBVL, die aufgehoben 

wird) wie auch die Begleitkommission beibehalten. In dieser ist einzig die Konsumentenschaft nicht 

mehr explizit vertreten, da eine entsprechende kantonale Organisation fehlt und es nach dem Austritt 

der bisherigen Vertreterin nicht möglich war, die Vertretung neu zu besetzen. 

 

§§ 48 – 55 Verfahren und Rechtsschutz im Zusammenhang mit agrarpolitischen Massnahmen 

Es handelt sich dabei um die früheren §§ 38 – 45, welche mit einzelnen redaktionellen Anpassun-

gen übernommen wurden. 

 

§§ 56 – 67 Tierzucht und Viehabsatz 

Als Folge der vollständigen Neuregelung dieser Bereiche in der Bundesgesetzgebung mussten die 

Kapitel vollständig neu abgefasst werden. Dabei fällt den Kantonen lediglich die Aufgabe der Unter-

stützung und Mitfinanzierung der Bundesregelungen zu. Wie bisher sollen aber in einem bescheide-

nen Masse und nach Vorgabe durch das Globalbudget kantonale oder regionale Aktivitäten unterstützt 

werden können (z.B. kantonale oder regionale Leistungsschauen). 

 

§ 68 Aufhebung bisherigen Rechtes 

Hier werden alle durch die AP 2002 und allenfalls frühere Änderungen des Bundesrechtes hinfällig 

gewordene Erlasse aufgehoben, sofern dies nicht schon in früheren Beschlüssen geschehen ist. 

3. Beschluss  

Siehe nächste Seite  
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Änderung der Allgemeinen Landwirtschaftsverordnung 

RRB Nr. 2004/1753 vom 24. August 2004 

Der Regierungsrat des Kantons Solothurn 

gestützt auf §§ 23, 25, 28, 31, 33 und 68 des Landwirtschaftsgesetzes des Kantons Solothurn 

vom 4. Dezember 19941) 

 

beschliesst: 

I. 

Die Allgemeine Landwirtschaftsverordnung vom 23. Januar 19962)  wird wie folgt geändert:  

 

§ 9. Absatz 1, 2 und 5 lauten neu: 

§ 9. Realteilung, Zerstückelung und Nichtunterstellung 

a) Gesuch um Realteilung und Zerstückelung 
1 Die Amtschreiberei prüft bei jedem Auftrag zu einer Abtrennung einzelner Grundstücke oder Grund-

stücksteile, ob ein landwirtschaftliches Gewerbe oder ein landwirtschaftliches Grundstück nach den 

Bestimmungen des Bundesgesetzes über das bäuerliche Bodenrecht (BGBB) vom 4. Oktober 

19913)  betroffen ist. 
2 Trifft dies zu, fordert sie den Grundeigentümer oder die Grundeigentümerin auf, das Gesuch um 

Bewilligung einer Ausnahme auf amtlichem Formular zu stellen.  
5 Die Amtschreiberei überprüft die Angaben der Grundeigentümer anhand des Grundbuches und leitet 

das Gesuch mit einer Kopie des beurkundeten Rechtsgeschäftes und, bei Abtrennung eines Teilstü-

ckes, mit einer Kopie des Mutationsplanes an das Amt weiter.  

 

§ 10. lautet neu: 

§ 10. b) Gesuch um Nichtunterstellung 

Die Amtschreiberei leitet Gesuche zur Nichtunterstellung von landwirtschaftlichen Grundstücken mit ei-

nem Richtigkeitsbefund auf dem amtlichen Formular dem Amt zur Einleitung der Bewilligungserteilung 

zu.  

 

§ 11. lautet neu: 

§ 11. c) Feststellung, Bewilligung 
1 Das Departement stellt auf ein entsprechend dokumentiertes Gesuch hin fest, ob eine Nichtunter-

stellung bewilligt werden kann, bzw. ob mit einer Abtrennung das Realteilungs- und Zerstückelungs-

verbot verletzt wird. 

 ________________  

1) BGS 921.11. 
2) GS 93, 815 (BGS 921.12). 
3) SR 211.412.11. 
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2 Trifft dies zu, so stellt das Departement zudem fest, ob die Bewilligung einer Ausnahme erteilt 

werden kann. 
3 Es erteilt die Bewilligung bzw. eröffnet einen ablehnenden Entscheid in Form einer Verfügung.  

§ 12. Als Untertitel und als Absatz 2 werden neu eingefügt: 

§ 12. a) Gesuch 
2 Trifft dies zu, so findet § 9 Absätze 2 bis 4 sinngemäss Anwendung.  

 

§ 13. lautet neu: 

§ 13. b) Überprüfung, Beurkundung und Weiterleitung 

Die Amtschreiberei überprüft die Angaben der Grundeigentümer anhand des Grundbuches und leitet 

das Gesuch mit einer Kopie des beurkundeten Rechtsgeschäftes an das Amt weiter.  

 

§ 14. lautet neu:  

§ 14. c) Feststellung, Bewilligung 
1 Das Departement stellt auf ein entsprechend dokumentiertes Gesuch hin fest, ob der Erwerb einer 

Bewilligungspflicht unterliegt. 
2 Trifft dies zu, so stellt das Departement zudem fest, ob die Erwerbsbewilligung erteilt werden 

kann. 
3 Es erteilt die Bewilligung bzw. eröffnet einen ablehnenden Entscheid in Form einer Verfügung.  

 

§ 15. Die Marginalie lautet neu: 

§ 15. Verhütung der Überschuldung 

 

§ 17. Absatz 1 lautet neu: 
1 Gegen Verfügungen des Departementes bezüglich des BGBB kann innert 30 Tagen Beschwerde 

beim Verwaltungsgericht erhoben werden. 

 

§ 18. Absatz 1 lautet neu: 
1 Das Departement erteilt die Bewilligung für: 

a) eine kürzere Pachtdauer; 

b) die Fortsetzung der Pacht auf eine kürzere Pachtdauer; 

c) die parzellenweise Verpachtung.  

 

§ 19. lautet neu:  

§ 19. Erhebungsverantwortliche / Oberamt 

Die Erhebungsverantwortlichen der Gemeinden sowie das am Ort der gelegenen Sache zuständige 

Oberamt sind zur Einsprache nach Art. 33 des Bundesgesetzes über die landwirtschaftliche Pacht 

(LPG) vom 4. Oktober 19851) befugt.  

 ________________  

1) SR 211.213.2. 
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Vor § 32. wird als neuer Titel eingefügt: 

IV. Produktion, Vermarktung und Einkommenssicherung  

 

§ 33. Als Absatz 4 wird neu angefügt: 
4 Es kann für die Erledigung dieser Aufgaben im Rahmen des Globalbudgets Leistungsvereinbarun-

gen mit Amts- oder Dienststellen anderer Kantone oder privaten Organisationen abschlies-sen. 

 

§ 34. lautet neu:  

§ 34. Kantonales Steueramt 

Das kantonale Steueramt ermittelt Einkommen und Vermögen der Gesuchsteller oder gewährt dem 

Amt zu diesem Zweck Einsicht in die Steuerakten.  

 

§ 35. lautet neu:  

§ 35. Gemeinden 

Die Gemeinden sind zur Mitwirkung bei kantonalen und Bundesmassnahmen verpflichtet. Sie führen 

auf Anordnung des Amtes insbesondere Datenerhebungen und Kontrollen durch.  

 

§ 36. lautet neu:  

§ 36. Private Organisationen 
Aufgaben im Zusammenhang mit der Produktion, Vermarktung und Einkommenssicherung können mit-

tels Leistungsauftrag an private oder gemischtwirtschaftliche Organisationen übertragen werden.  

 

Vor § 37 wird als neue Überschrift eingefügt: 

2. Mehrjahresprogramm Landwirtschaft 

 

§ 37. lautet neu:  

§ 37. Grundsatz 
Das Amt kann im Rahmen der im Globalbudget vorhandenen Mittel und der nachfolgenden Bestim-

mungen Beiträge ausrichten oder Projekte mit Starthilfen unterstützen.  

 

§ 38. lautet neu:  

§ 38. Umstellungsbeiträge für Bio-Ackerbaubetriebe 
1 Umstellungsbeiträge erhalten Selbstbewirtschafter (Eigentümer oder Pächter) mit: 

a) mehr als 33% offener Ackerfläche (OA); 

b) mehr als 4 ha offener Ackerfläche (OA; Spezialkulturen zählen dreifach). 
2 Keine Beiträge erhalten Betriebe, die vom Bund, vom Kanton oder von Gemeinden geführt wer-

den.  

 

§ 39. lautet neu:  
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§ 39. Beitragshöhe 
1 Die Bewirtschafter von Betrieben, welche die Bedingungen unter § 38 hievor erfüllen, haben An-

recht auf einen: 

a) Grundbeitrag von Fr. 8'000.--; 

b) zusätzlichen Freibeitrag von Fr. 500. -- pro Hektar offenes Ackerland (OA). 
2 Die maximale Beitragshöhe beträgt Fr. 16'000.--. 

 

§ 40. lautet neu:  

§ 40. Verfahren 
1 Das Verfahren richtet sich nach § 48 ff. hiernach. 
2 Der Beitrag wird im Rahmen der verfügbaren Mittel zusammen mit den Direktzahlungen ausbezahlt: 

a) 2/3 nach Anerkennung des Gesuches; 

b) 1/3 nach Anerkennung als Knospenbetrieb. 
3 Beiträge werden ganz oder teilweise zurückverlangt bzw. mit anderen Beiträgen verrechnet, wenn: 

a) der Beitrag zu Unrecht bezogen wurde; 

b) die Umstellung auf den biologischen Landbau ohne wichtigen Grund innert fünf Jahren nach 

Einreichung des Beitragsgesuches nicht abgeschlossen ist; 

c) der biologische Landbau ohne wichtigen Grund innert neun Jahren nach Abschluss der Umstel-

lung wieder aufgegeben wird; 

d) der Betrieb die Anerkennung nach der Begriffsverordnung verliert.  

 

§ 41. lautet neu:  

§ 41. Remontierung aus dem Berggebiet 

Beiträge erhalten Bewirtschafter von Solothurner Talbetrieben, welche Zuchtrinder von Solothurner 

Bergbetrieben zukaufen. Das Zuchtrind muss die Anforderungen des Bundes betreffend Zusatzkontin-

gent erfüllen.  

 

§ 42. lautet neu:  

§ 42. Beitragshöhe 

Der Beitrag beträgt Franken 300 und wird dem Talbetrieb ausbezahlt.  

 

§ 43. lautet neu:  

§ 43. Verfahren 
1 Beitragsgesuche sind der Fachstelle Viehwirtschaft Wallierhof einzureichen. 
2 Das Gesuch hat alle erforderlichen Unterlagen zu enthalten. 

 

§ 44. lautet neu:  

§ 44. Weitere Beiträge 
Aufgrund von Empfehlungen der Begleitkommission (§ 46) können befristet für weitere Massnahmen 

und Programme Beiträge ausgerichtet werden.  

§ 45. lautet neu:  

§ 45. Projekte  
Für innovative, überbetriebliche Projekte und zur Förderung regionaler Absatzmärkte können Starthilfen 

gewährt werden. 
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§ 46. lautet neu:  

§ 46. Begleitkommission 
1 Beiträge und Starthilfen für Projekte werden auf Empfehlung einer vom Regierungsrat eingesetzten 

Begleitkommission gewährt. 
2 Diese setzt sich wie folgt zusammen: 

a) je ein Vertreter oder eine Vertreterin der Ämter für Landwirtschaft, Raumplanung und Umwelt; 

b) drei Vertreter oder Vertreterinnen des Solothurnischen Bauernverbandes, unter Berücksichtigung 

der Produktionsrichtungen, Regionen sowie der angegliederten Organisationen des Agrarhandels; 

c) ein Vertreter oder eine Vertreterin der Solothurner Biobauern; 

d) je ein Vertreter oder eine Vertreterin von Pro Natura Solothurn und des Solothurnischen Gewer-

beverbandes (unter Berücksichtigung der Interessen des Tourismus und der Konsumentenschaft). 
3 Das Präsidium ist einer Persönlichkeit zu übertragen, die politisch aktiv und in der Landwirtschaft 

anerkannt ist. Sie wird bei den Vertretungen unter Absatz 2 nicht mitgerechnet. 
4 Die Kommission hat folgende Aufgaben wahrzunehmen: 

a) Beurteilen von Projekten und Festlegen der Unterstützungsbeiträge im Einzelfall; 

b) Ausarbeiten von Massnahmen und Festlegen der Voraussetzungen, Bedingungen, Auflagen und 

Beitragshöhen; 

c) Führen einer rollenden Projektübersicht und Sicherstellen des Controllings über die Beitragszah-

lungen. 
5 Die Geschäftsführung wird durch das Amt für Landwirtschaft sichergestellt. 

 

§ 47. lautet neu:  

§ 47. Berichterstattung 

Über die gewährten Beiträge und unterstützten Projekte wird im Rahmen der Vorschriften über das 

Globalbudget regelmässig Bericht erstattet.  

Die Überschrift vor § 48 lautet: 

3. Verfahren und Rechtsschutz 

 

§ 48. lautet neu:  

§ 48. Gesuche 
Gesuche um Beiträge, Bewilligungen und Anerkennungen sind dem Amt einzureichen und haben alle 

notwendigen Angaben zu enthalten.  

 

§ 49. lautet neu:  

§ 49. Beitragsberechtigung, Beitragsermittlung und Auszahlung 
1 Die Beitragsberechtigung und die ermittelten Beiträge werden den Gesuchstellern und Gesuchstelle-

rinnen durch das Amt mitgeteilt. 
2 Bei Differenzen kann vom Departement eine Verfügung verlangt werden. Diese ist kostenpflichtig. 
3 Das Amt nimmt die Auszahlungen vor. 

 

§ 50. lautet neu:  

§ 50. Bewilligungen, Anerkennungen 

Bewilligungen und Anerkennungen werden vom Departement erteilt. 
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§ 51. lautet neu:  

§ 51. Koordination 

Zwecks Koordination dürfen Betriebsdaten innerhalb der kantonalen Verwaltung auch für andere Mas-

snahmen in der Landwirtschaft und verwandten Gebieten weiterverwendet werden. 

 

§ 52. lautet neu:  

§ 52. Kosten 
1 Beitragsermittlung und Anerkennung erfolgen in der Regel kostenlos. 
2 Erlangt der Bewirtschafter oder die Bewirtschafterin durch die Beitragsermittlung oder Anerkennung 

besondere Vorteile oder verursacht er oder sie übermässige Abklärungen, kann er bzw. sie ange-

messen an deren Kosten beteiligt werden. 

 

§ 53. lautet neu:  

§ 53. Rückerstattung 
Zu Unrecht bezogene Beiträge sind zurückzuerstatten.  

 

§ 54. lautet neu:  

§ 54. Beschwerden 
Gegen Entscheide des Departementes kann innert 10 Tagen Beschwerde beim Verwaltungsgericht er-

hoben werden. 

 

§ 55. lautet neu:  

§ 55. Strafbestimmungen 

Für Widerhandlungen gegen die Bestimmungen dieses Abschnittes finden die Strafbestimmungen des 

Bundes oder die Richtlinien der Konferenz der kantonalen Landwirtschaftsdirektoren (LDK) Anwen-

dung.  

 

Die Überschriften vor § 56 lauten: 

V. Tierzucht und Viehabsatz  

1. Tierzucht 

 

§ 56. lautet neu:  

§ 56. Volkswirtschaftsdepartement 
1 Das Departement übt die Aufsicht über den Vollzug des eidgenössischen und kantonalen Rechtes 

betreffend der Massnahmen zur Förderung der Tierzucht aus.  
2 Es erlässt die erforderlichen Verfügungen, Bewilligungen und Weisungen. 

 

§ 57. lautet neu:  

§ 57. Amt für Landwirtschaft 
1 Das Amt ist zuständig für den unmittelbaren Vollzug. 
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2 Es stellt insbesondere die Finanzierung der vom Kanton zu leistenden Beiträge sicher und erledigt 

die Abrechnung mit dem Bund. 
3 Es ist zudem zuständig für die Information und Instruktion der Landwirte und Organisationen.  

 

§ 58. lautet neu:  

§ 58. Förderung gemäss Bundesvorschriften 
1 Der Kanton leistet die in der Bundesgesetzgebung vorgesehenen Beiträge. 
2 Die dazu notwendigen Mittel werden jeweils ins Globalbudget des Amtes aufgenommen.  

 

§ 59. lautet neu:  

§ 59. Weitergehende Förderungsmassnahmen 
Im Rahmen der im Globalbudget vorhandenen Mittel kann das Amt auf Antrag der vom Regierungs-

rat eingesetzten Begleitkommission (§ 46) Massnahmen im Sinne von § 29 - 31 des kantonalen 

Landwirtschaftsgesetzes unterstützen.  

 

§ 60. lautet neu:  

§ 60. Tierausstellungen und Märkte 

Der Kanton unterstützt die Zuchtorganisationen in der Durchführung von kantonalen und regionalen 

Leistungsschauen, Ausstellungsmärkten, Tierausstellungen und ähnlichen Veranstaltungen zum Zwecke 

eines Leistungsvergleichs, einer Absatzförderung oder einer Information der nichtlandwirtschaftlichen 

Bevölkerung.  
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Die Überschrift vor § 61 lautet: 

2. Viehabsatz 

 

§ 61. lautet neu:  

§ 61. Volkswirtschaftsdepartement 
1 Das Departement übt die Aufsicht über den Vollzug des eidgenössischen und des kantonalen 

Rechts betreffend den Viehabsatz sowie weiterer Massnahmen zur Förderung der Arbeitsteilung zwi-

schen dem Berg- und dem Talgebiet aus. 
2 Es erlässt die erforderlichen Verfügungen, Bewilligungen und Weisungen.  

 

§ 62. lautet neu:  

§ 62. Amt für Landwirtschaft 

Das Amt ist zuständig für den unmittelbaren Vollzug.  

 

§ 63. lautet neu:  

§ 63. Organisationen für den Viehabsatz 

Die bäuerlichen Organisationen für Viehvermittlung und Schlachtviehabsatz organisieren in geeigneter 

Weise den Viehabsatz, wie zum Beispiel durch Schlachtviehannahmen. Das Amt kann sich in geeig-

neter Weise an den Massnahmen beteiligen.  

 

§ 64. lautet neu:  

§ 64. Gesuche 
Gesuche für die Durchführung von oder die Teilnahme an betreffenden Massnahmen sind dem Bund 

oder der betreffenden Organisation einzureichen.  

 

§ 65. lautet neu:  

§ 65. Durchführung 

Die Massnahmen werden von den betreffenden Organisationen nach Massgabe des Bundesrechts 

durchgeführt. Sie erlassen die nötigen Ausführungsbestimmungen und besorgen die Information.  

 

§ 66. lautet neu:  

§ 66. Beschwerden 

Gegen Entscheide des Departementes kann innert 10 Tagen Beschwerde beim Verwaltungsgericht er-

hoben werden. Im Übrigen richtet sich der Rechtsschutz nach der Bundesgesetzgebung.  

 

§ 67. lautet neu:  

§ 67. Strafbestimmungen 

Für Widerhandlungen gegen die Bestimmungen dieses Abschnittes finden die Strafbestimmungen des 

Bundes Anwendung.  
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Die Überschrift vor § 68 lautet: 

VI. Schlussbestimmungen  

 

§ 68. lautet neu:  

§ 68. Aufhebung bisherigen Rechtes 

Aufgehoben sind: 

- Die Vollzugsverordnung zur Beitragsverordnung zum kantonalen Landwirtschaftsgesetz (VBVL) vom 

24. Juni 19971); 

- Die Verordnung über die Entschädigung der Mitglieder der Rindviehschaukommission und der 

Schaukommission für Kleinvieh sowie des Experten für Pferdezucht und des Stellvertreters vom 5. 

Dezember 19892); 

- Die interkantonale Vereinbarung über die Organisation und den Unterhalt eines regionalen Milchwirt-

schaftlichen Inspektions- und Beratungsdienstes Nordwestschweiz (MIBD NWS) vom 1. Januar 

19983); 

- Beitritt zur interkantonalen Vereinbarung über die Organisation und den Unterhalt eines regionalen 

Milchwirtschaftlichen Inspektions- und Beratungsdienstes Nordwestschweiz (MIBD NWS) vom 23. 

September 19974);  

- RRB Nr. 2585 vom 5. November 1996: Mehrjahresprogramm Landwirtschaft und Vollzug Öko-

massnahmen: Einsetzen einer gemischten Verwaltungsinternen/ -externen Kommission Mehrjahres-

programm Landwirtschaft, einer Begleitgruppe Ökomassnahmen und bilden einer Produktegruppe 

Ökomassnahmen im Amt für Landwirtschaft5) . 

 

§§ 69. – 88 werden aufgehoben. 

 

II. Inkrafttreten 

Diese Änderungen treten auf den 1. Januar 2005 in Kraft. Vorbehalten bleibt das Einspruchsrecht 

des Kantonsrates. 

Dr. Konrad Schwaller 

Staatsschreiber 

 

 ________________  

1) GS 94, 193 (BGS 921.14). 
2) GS 91, 547 (BGS 926.516). 
3) GS 94, 251 (BGS 926.581). 
4) GS 94, 251 (BGS 926.581.1). 
5) Nicht publiziert 
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Volkswirtschaftsdepartement (2) 
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Amtschreibereien (8) 

Staatskanzlei (SAN, Einleitung Einspruchsverfahren) 

GS 

BGS 

Ratssekretariat 

Fraktionspräsidien (4) 

Amtsblatt 

Veto Nr. 50 Ablauf der Einspruchsfrist: 18. November 2004. 

Verteiler Verordnung 

Amt für Landwirtschaft (30) 
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